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Birnstock: Aus der Kreidezeit in die Moderne –Landesregierung muss
dringend Digitalisierung im frühkindlichen Bereich vorantreiben

Arbeit pädagogischer Fachkräfte erleichtern - Landesregierung weist Verantwortung von sich.

Auf eine parlamentarischen Initiative der FDP/DVP-Fraktion zu „Digitalisierung im frühkindlichen Bereich
2.0“ (Drucksache 17/4881) liegt nun eine Antwort der Landesregierung vor. Unzufrieden damit zeigt sich
der Sprecher für frühkindliche Bildung, Dennis Birnstock, und sagt:

 

„Die grün-schwarze Landesregierung verschläft die dringend notwendige Digitalisierung im
frühkindlichen Bereich komplett. Angesichts der starken Belastung der pädagogischen Fachkräfte
könnten digitale Tools den Arbeitsalltag in Kommunikation und Verwaltung wesentlich erleichtern. Doch
die Landesregierung sieht weder die Notwendigkeit, die Kindertagesstätten und die pädagogischen
Fachkräfte entsprechend mit digitaler Hard- und Software auszurüsten, noch erfolgt eine Anpassung der
pädagogischen Ausbildung an die Medienrealität und die fortschreitende Digitalisierung. Stattdessen
versucht sich die Landesregierung aus der Verantwortung zu stehlen und verweist bei Fragen nach
digitaler Ausstattung und Umsetzung digitaler Konzepte ausschließlich auf die Zuständigkeit der
jeweiligen Träger.

 

Wir als FDP/DVP-Fraktion fordern daher die Landesregierung dringend dazu auf, sich auf den Weg aus
der Kreidezeit in die Moderne zu machen und sich ihrer Verantwortung zu stellen. Denn eine auf
Realitäten basierende frühkindliche Bildung muss auch die Digitalisierung miteinbeziehen. Daher
schlagen wir einen Digitalpakt Kita vor, um die digitale Ausstattung an Kitas zu verbessern. Zudem setzen
wir uns für eine differenzierte Digitalisierungsstrategie für den frühkindlichen Bereich ein. Die
Landesregierung darf dieses Thema nicht weiter ignorieren.“

 


